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10001 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

Bundesgesetz, mit dem das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das Hebammengesetz, 
das Kardiotechnikergesetz, das MTD-Gesetz, das Medizinische Assistenzberufe-Gesetz, 
das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das Sanitätergesetz, das 
Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das Notarversicherungsgesetz 1972, 
das Apothekengesetz, das Arzneimittelgesetz, das Medizinproduktegesetz, das 
Patientenverfügungs-Gesetz, das Ärztegesetz 1998, das Musiktherapiegesetz, das 
Psychologengesetz 2013, das EWR-Psychologengesetz, das Psychotherapiegesetz, das 
EWR-Psychotherapiegesetz, das Bundesgesetz über die Durchführung von ästhetischen 
Behandlungen und Operationen, das Tierärztegesetz, das Gentechnikgesetz, das 
Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, das 
Landarbeitsgesetz 1984, das Bundesbehindertengesetz, das Bundespflegegeldgesetz, das 
Heimopferrentengesetz, das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz und das 
Tierärztekammergesetz geändert werden (Erwachsenenschutz-Anpassungsgesetz für den 
Bereich des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz – ErwSchAG BMASGK) 

 

Änderungen in der Plenarsitzung des Nationalrates 

 

Der Nationalrat hat anlässlich der Beschlussfassung im Gegenstand folgende Änderungen 
beschlossen: 

Art. 10 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

 

§ 716 samt Überschrift in der Fassung der Z 2 lautet: 

 

„Schlussbestimmungen zu Art. 10 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 

§ 716. (1) Die Abs. 2 bis 7 sowie die §§ 86 Abs. 3 Z 1 und 106 Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 treten mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung in Kraft. 

(2) Bis zum Ablauf des Jahres 2019 sind Beschlüsse der Versicherungsträger nach diesem 
Bundesgesetz, dem GSVG, dem BSVG, dem B-KUVG und dem NVG sowie des Hauptverbandes in 
Liegenschafts- und Bauangelegenheiten nur dann zulässig, wenn sie die laufende Instandhaltung und 
Instandsetzung betreffen. Nicht davon betroffen sind Maßnahmen der Neuorganisation der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt, die zur Hebung von Synergien und Strukturbereinigungsmaßnahmen 
notwendig sind. Dies gilt auch nicht für Beschlüsse, die zur Abwendung eines drohenden Schadens für 
den Versicherungsträger oder den Hauptverband unbedingt erforderlich sind. 

(3) Bis zum Ablauf des Jahres 2019 dürfen die im Abs. 2 genannten Versicherungsträger und der 
Hauptverband 

 1. Leiter/innen des gehobenen und des höheren Dienstes sowie Angestellte des bereichsleitenden 
und des leitenden Dienstes nach der DO. A, soweit diese im Verwaltungsdienst tätig sind, und 

 2. Ärzte und Ärztinnen, die nach § 37 Z 1 und 2 DO. B eingereiht sind, 

nur befristet (wieder)bestellen, und zwar längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019. 

(4) Fällt der Beendigungszeitpunkt einer befristeten Bestellung eines/einer leitenden Angestellten 
oder leitenden Arztes/leitenden Ärztin sowie von deren ständigen Stellvertretern/Stellvertreterinnen eines 
der im Abs. 2 genannten Versicherungsträger oder des Hauptverbandes in die Zeit vom 1. Juli 2018 bis 
zum 31. Dezember 2019, so verlängert sich diese befristete Bestellung bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2019. 
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(5) Bis zum Ablauf des Jahres 2019 sind bei den im Abs. 2 genannten Versicherungsträgern und 
beim Hauptverband keine Personalaufnahmen im Verwaltungsbereich zulässig. Nachbesetzungen von 
Personalabgängen im Verwaltungsbereich können jedoch erfolgen, wenn diese von dem zum 1. Jänner 
2018 gültigen Dienstpostenplan gedeckt sind. 

(6) Höherreihungen außerhalb der am 30. Juni 2018 gültigen Dienstpostenpläne sind bis zum Ablauf 
des Jahres 2019 unzulässig. 

(7) Für die nach § 342 abzuschließenden Gesamtverträge oder bei Änderungen von Gesamtverträgen 
ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 der nachhaltig ausgeglichenen Gebarung gegenüber den im 
§ 342 Abs. 2a sonst angeführten Zielsetzungen der Vorrang zu geben. Dies gilt auch für alle anderen 
Gesamtverträge und sonstigen Vereinbarungen mit Anbieter/inne/n von Gesundheitsdienstleistungen. 
Honorarabschlüsse, durch die das Honorarvolumen (einschließlich Frequenzentwicklung) stärker ansteigt 
als die prognostizierte Beitragseinnahmenentwicklung des jeweiligen Trägers, sind unzulässig. Kommt 
im Falle eines befristeten Ablaufes kein neuer Gesamtvertrag zustande, so bleibt der bisherige 
Gesamtvertrag bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 aufrecht.“ 

 

 

Der Nationalrat hat anlässlich der Beschlussfassung im Gegenstand weiters folgende Änderungen 
beschlossen: 

 

Art. 10 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

a) Die Z 1c erhält die Bezeichnung „1e“. 

b) Vor der Z 1e werden folgende Z 1c und 1d eingefügt: 

»1c. Im § 143a Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck „ab Vorliegen der vorübergehenden Invalidität 
(Berufsunfähigkeit) für deren Dauer“ durch den Ausdruck „ab dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) für die Dauer 
der vorübergehenden Invalidität (Berufsunfähigkeit)“ ersetzt. 

1d. Den §§ 255b, 273b und 280b wird jeweils folgender Satz angefügt: 

„§ 223 Abs. 2 gilt entsprechend.“« 

c) In  Z 2 wird in § 716 nach Abs.7 folgender Abs.8 angefügt: 

 

„(8) Rückwirkend mit 1. Jänner 2014 treten die §§ 143a Abs. 1, 255b, 273b und 280b in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl.I Nr.xx/2018 in Kraft.“ 
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